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Verkündet am
190 August 4975
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als UrkBeamter
der Gesch8telle
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U r t e i l

in dem Rechtsstreit
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Kläger und Revisionsbeklagter„

Prozeßbevollmächtigte:

OD°OOOOOOODOO°O

% e g e n

oooooooooooooooooooooocooooooooooooooooooooooo

Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:

O°OOOOODOQDOOOO

Der 80 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 49° August 1975 durch den

Vorsitzenden Richter Dr° M a i s c h ‚ die Richter
8 c h r o e d e r—P r i n t z e n und T h o m a s

und die ehrenamtlichen Richter H a h n e r und

S c h u c h m a n n für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom
180 Juni 1974 aufgehoben° Der Rechtsstreit wird zu
erneuter Verhandlung und Entscheidung an das Landes—

sozialgericht zurückverwieseno
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Die Beteiligten streiten um die Berechtigung der Beklagten,

demKläger die Dauerrente zu entziehen° '

Der Kläger trat am 28° Mai 4969 bei seiner Berufstätigkeit

als Schlosser mit dem rechten Fuß auf einen aus einem Gerüst—

brett herausragenden Nagel° Diese Verletzung machte eine

längere stationäre Behandlung erforderlich° In seinem ersten

Rentengutachten vom 240 Januar 4970 schätzte Dr„ K13113’

die unfallbedingte Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

vom 250 August bis 240 November 4969 auf 20 VOHc und für

weitere vier Monate auf 40 V°Ho 0 Mit ihrem Bescheid vom

250 März 4970 gewährte die Beklagte dem Kläger wegen der Un—

fallfolgen für die Zeit vom 250 August 4969 bis zum 340 Januar

4970 eine vorläufige Verletztenrente nach einer MdB um 20 V„Ho

und lehnte es zugleich ab‚ die Rente über diesen Zeitpunkt

hinaus zu gewähreno Das Sozialgericht (SG) änderte diesen

Bescheid ab und verurteilte die Beklagte, dem Kläger über
den 540 Januar 4970 hinaus die vorläufige Rente nach einer

MdB um 20 voHo zu gewähren (Urteil vom 260 Oktober 4970, Bl°

, 24 SG*Akte 2 U 67/70)0 Die Berufung der Beklagten wurde

3 unzulässig verworfen (Urteil des Schleswig—Holsteinischen

landessozialgerichts —LSG—vom 80 September 4974, Blo 78

derso Akte)o ‘
.

93
0)

O
‚..

.!

‘TDr„ „1113 nahm in seinem zweiten Rentengutachten vom 470 Janu—

ar 4972 gegenüber den Befunden des ersten Rentengutachtens

insofern eine deutliche Besserung an, als nunmehr völlig

seitengleiche Umfangmaße an beiden Beinen vorlägen und sich

die Beweglichkeit der Grundgelenke der zweiten und dritten

Zche rechts gebessért hätten° Die Erwerbsfähigkeit des Klä—

gcrs sei durch Unfallfolgen nicht mehr gemindert‚ so daß eine

weitere Besserung nicht zu erwarten sei° Daraufhin entzog

die Beklagte dem Kläger mit Bescheid vom 28° Januar 4972 die

"Dauer“rente mit Ablauf des Monats Mai 4972 mit der Begrün—

dnug‚ eine funktionelle Beeinträchtigung des rechten Fußes

und des rechten Beines liege nicht mehr vor°
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Mit seiner Klage hat der Kläger eine Besserung der Befun—

de gegenüber dem ersten Rentengutachten bestritten° Schon

im Zeitpunkt des ersten Rentenbewilligungsbescheides vom

25° März 4970 habe eine unfallbedingte MdB nicht mehr Vor—

gelegen„ Das SG hat den Bescheid vom28° Januar 4972 abge—

ändert und-die Beklagte verurteilt, dem Kläger über den

540 Mai 4972 hinaus die Dauerrente nach einer MdB um

20 V°H° zu gewähren (Urteil vom 50 Februar 4975)° Nachdem

die Beklagte auch dieses Urteil mit der Berufung angefoch—

ten hatte, hat das LSG uoao den 0rthopäden Prof° Dr°

Ha:1:; als weiteren Sachverständigen gehört und sodann die

Berufung der Beklagten zurückgewiesen (Urteil vom 480 Juni

4974)° Es hat zur Begründung uoao ausgeführt, eine wesent—
liche Änderung der für die Feststellung maßgebenden Ver—
hältnisse liege nicht vor° Zur Feststellung der wesentli—

chen Änderung im Sinne von € 622 Abs° 4 der Reichsversi—
cherungsordnung (RVG) seien zum Vergleich diejenigen Ver—

hältnisse heranzuziehen, die für die Verpflichtung der
Beklagten zur Weitergewährung der vorläufigen Verletzten—_,

rente mit dem Urteil des BG Itzehoe vom 260 Oktober 4970

maßgeblich gewesen seien° Nicht dagegen diejenigen des

ersten Rentengutachtens des Dro K23111 vom 24° Januar 4970°

Feststellung in diesem Sinne könne auch ein Urteil sein‚

wenn der Unfallversicherungsträger
— wie hier — einen Aus—

führungsbescheid pflichtwidrig unterlassen habe() Die Ver—

urteilung der Beklagten sei seinerzeit auch nicht etwa
Inur

aus formellen Gründen und ohne Prüfung der tatsächli—
chen Verhältnisse erfolgt; das SG habe vielmehr der Klage
ausschließlich deshalb stattgegeben, weil es der Auffas—

sung gewesen sei, daß die in 5 584 Abso 4 Nr° 2 BVD ge—
nannten Voraussetzungen für die Gewährung einer vorläufi—

‘gen Rente nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme über den
540 Januar 4970 hinaus gegeben gewesen seien° Diese Fest—

Stellung einer Mindest—MdE von 20 voH° gelte nach der

zeitlich unbegrenzten Verurteilung der Beklagten auch für

den Tag des Urteils‚ den 260 Oktober 49700 Mit überwiegen—

der Wahrst:heinlichkeit seien jedoch die Unfallfolgen
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—wenn man mit Prof„ Drc H?53111111111fürJanuar 1970 eine MdE

von 10 V„H° annehme —
jedenfalls

am 260 Oktober 1970 voll

ausgeheilt gewesen und hätten keine MdB mehr bedingt° Nach

diesem Zeitpunkt habe daher keine wesentliche Änderung mehr
eintreten können° ‘

Die Beklagte hat die von dem LSG zugelassene Revision ein—

gele;t; sie trägt uoao vor, im Gegensatz zu der Auffassung

des LSG sei sie berechtigt gewesen, dem Kläger die Rente mit

Ablauf des Monats Mai 1972 zu entziehen° Eine wesentliche ‘

Änderung der Verhältnisse im Sinne von 5 622 Abs° 1 EVO
liege sowohl gegenüber den Verhältnissen, die der ersten

Rentenbewilligung zugrunde gelegen hätten, als auch gegenüber

denen zur Zeit des Urteils des SG Itzehoe vom 260 Oktober

1970 vor° Wenn eine meßbare MdE Anfang 1972 nicht mehr vor—

gelegen habe, so müsse eine wesentliche Änderung gegenüber

den Feststellungen des ersten Rentengutachtens von Dro Kiil■f

eingetreten sein, weil dieser noch eine MdB um 20% festge—

stellt habeo Das SG Itzehoe habe — auch nach der Auffassung

des LSG — für den 260 Oktober 1970 ebenfalls eine MdB um
20% festgestellt, so daß auch insoweit eine wesentliche Än-

derung eingetreten sei° Im übrigen habe sie mit ihrem Be—

scheid vom 250 März1970 insoweit eine erste negative Dauer—

rentenfeststellung getroffen, als sie dem Kläger über den

51° Januar 1970 hinaus die Rente versagt habe„ Dabei sei es

geblieben, denn das SG Itzehoe habe die Beklagte seinerzeit

nur verurteilt, dem Kläger über den 510 Januar 1970 hinaus

eine ”vorläufige” Rente zu gewähreno Nach Ablauf von zwei

Jahren nach dem Unfall sei die Rente nur aus bloßem Entgegen—

kommen gezahlt werden und habe deshalb jederzeit widerrufen

werden könneno Das angefochtene Urteil sei in seiner Begrün—

dung schlechterdings gar nicht oder nur mit Mühe zu ver—
stehen„ Die Gedankengänge und Ausführungen seien bedenklich

und verschlungen° Mit Schriftsatz vom 90 Dezember 1974

wurde noch ein Verstoß des LSG gegen 5 105 des Sozialgerichts—

gesetzes (SSG) gerügto '
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Die Beklagte beantragt sinngemäß‚

die Urteile des Schleswig—Holsteinischen

LSG vom 480 Juni 1974 und des SG Itzehoe

vom 50 Februar 4975 aufzuheben und die

Klage abzuweisen‚

hilfsweise,

den Rechtsstreit zu neuer Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen°

Der Kläger beantragt‚

' die Revision zurückzuweisen,

hilfsweise,

Zurückverweisung des Rechtsstreits an das LSGe

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffende Die Be—

klagte habe die Möglichkeit, vor Ablauf der Zweijahres—

frist die negative Dauerrente festzustellen‚ ungenutzt

verstreichen lassen;

II

Die form» und fristgerecht eingelegte und begründete Revi—

sion der Beklagten ist durch Zulassung statthaft° Sie ist

auch insoweit begründet, als das angefochtene Urteil des

LSG aufzuheben und der Rechtsstreit
zu erneuter Verhand—

lung und Entscheidung an dieses Gericht zurückzuverweisen

isto_

Zutreffend ist das LSG davon ausgegangen, daß die Entzie—

hung der dem Kläger gewährten 20%igen Rente nur unter den

Voraussetzungen des 5 622 Abs° 1 EVO zulässig war, doh° nur
dann, wenn in den Verhältnissen‚ die für die Feststellung

der Leistung maßgebend waren, eine wesentliche Änderung

eingetreten war° Lediglich die erste Feststellung der\
Dauerrente setzt eine Änderung der Verhältnisse nicht

voraus (%1585Abs„2 Satz 2 RVO)°Die Revisionweist zwar
zutreffend darauf hin, daß mit dem Bewilligungsbescheid

vom 25° März 1970 eine erste (negative) Dauerrentenfest—'
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stellung erfolgt sei, übersieht aber, daß dieser Bescheid.

mit dem rechtskräftig gewordenen Urteil des SG Itzehoe

vom 260 Oktober 1970 gerade in diesem Punkt geändert worden

ist, indem das SG die Beklagte verurteilt hat, dem Kläger die

Vorläufige Rente über den 310 Januar 1970 hinaus‚ done ohne

zeitliche Begrenzung weiterzugewähreno Die Beklagte hat

danach zunächst keine Neufeststellung getroffen‚ so daß

diese Rente nach Ablauf von zwei Jahren nach dem Unfall

automatisch zur Dauerrente wurde (5 622 Abs° 2 Satz 1 EVO)°

Mit Ausnahme des hier unstreitig nicht in Betracht kommenden

@ 1744 RVO bietet allein 5 622 Abso 1 EVO die Möglichkeit der

Neufeststellung einer Dauerrente zu Ungunsten des Ver-

sicherten (vglo u„a° BSG 11, 226, 229, 23o; 14, 10, 13 ff;
18, 84, 90 ff; SozR Nr° 10 zu 5 608 EVO aF sowie das unver—
öffentlichte Urteil des erkennenden Senats vom 27° Juni 1974

— 8 RU 35/75 —)0 Eine die Neufeststellung (Entziehung)

der Rente rechtfertigende Änderung der Verhältnisse ist je-

doch nur gegeben, wenn die der früheren Feststellung zu—

grunde liegenden tatsächlichen, doho objektiven Verhältnisse

sich wesentlich geändert haben und diese Änderung nachweisbar

ist (BSG 7, 8; 10, 72, 75; 13‚ 89, 90; SozR Nr° 10 zu
5 608 EVO aF sowie das bereits zitierte Urteil des erkennen—

den Senats vom 270 Juni 1974 mit weiteren Nachweisen)° Die

Revision nimmt daher insoweit zu Unrecht an, eine wesent—

liche Änderung liege gegenüber dem Zeitpunkt des Urteils des
SG Itzehoe vom 260 Oktober 1970 schon deshalb vor, weil in

diesem Urteil eine MdE um 20 v„H„ rechtskräftig festgestellt

sei und zur Zeit der Rentenentziehung eine meßbare MdE

nicht mehr bestanden habe„ '

Das LSG hat die am 260 Oktober 1970 (erstes Urteil
des SG

Itzehoe) tatsächlich bestehenden Verhältnisse mit denen

zur Zeit der Rentenentziehung verglichen und dabei eine
Änderung der durch die Folgen des Unfalls vom 280 Mai 1969

bedingten MdE nicht feststellen können‚ weil diese bereits

am 260 Oktober 1970 objektiv keine MdE mehr bedingt hätten„

Ob die von dem LSG vertretene Rechtsauffassung zutrifft,
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die Feststellung einer Leistung im Sinne von @ 622 Abs° 4

RVG könne auch in einem Urteil getroffen werden, kann im

vorliegenden Falle letztlich unentschieden bleiben° Denn

die für eine solche Feststellung der Leistung maßgebenden

Verhältnisse Könnten zur Feststellung einer wesentlichen

Änderung im sinne von @622 Abso 4 RVOzum Vergleich nur
dann herangezogen werden, wenn, wovon das LSG auch ausge—

gangen ist, in einem solchen Urteil Feststellungen über

V
die objektiv in %eitpa■ht des Urteils uorliegonden'Wer—

hältnisse getroffen worden sind, doho eine Verurteilung

zur Leistung nicht nur aus formalen Gründen erfolgt isto

zu Recht führt der 2° Senat des Bundessozialgerichts

—BSG—(BSG 27, 244, 2H5) aus, daß es in diesem Zusammen—

hang nicht auf die formelle Seite der Feststellung ent—
scheidend ankomme, rechtlich bedeutend ist vielmehr der

materielle Inhalt der Feststellung() Ist der Versicherungsm
räger wie hier verurteilt worden, die bisherige Rente

weiterzuzahle■‚ so hängt es von der Auslegung des Urteils

ab, ob für die Entscheidung bedeutsame tatsächliche Ver—

hältnisse als "maßgebend gewesen" im Sinne von @ 622

Abs° q RVG heranzuziehen sind (BSG 26, 227, 228)° Das ist

nach Auffassung des erkennenden Senats dann nicht möglich,

wenn die Verurteilung nur deshalb erfolgt ist, weil eine

Änderung in den Verhältnissen nicht eingetreten war, weil

insoweit lediglich ein Vergleich der der früheren Fest—

stellung zugrunde liegenden Verhältnisse mit denen zur
Zeit der Entscheidung erforderlich ist, ohne daß eine er—
neute unabhängige, objektive und dem tatsächlichen Zustand

der Unfal folgen gerecht werdende Bewertung erfolgt° Zwar

müssen die Verhältnisse zur Zeit der Entscheidung festge-

stellt werden‚ um sie mit den früheren vergleichen zu
könneno Diese Verhältnisse sind aber nicht für die “Fest—

stellung der Leistung" — hier der MdB für die Rentenbcmesm

sung _ im Sinne von 5 622 Abs° ? EVO maßgebend, obwohl
sie die Voraussetzung für die Verurteilung_zur Weiterzah—

V
lung der Rente bilden„ Die Leistung selbst ist mit dem

vor usgegange■ßH Akt festgestellt, mit dem die Verhältnis—

se zuletzt unabhängig von früheren Entscheidungen be—
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‘wertet werden sindo Diese Verhältnisse bleiben weiterhin

maßgebende Vergleichsgrundlage dafür, ob zu einem späteren

Zeitpunkt_eine wesentliche Änderung eingetreten ist, die

eine Neufeststellung (Entziehung) der Leistung erlaubto War

eine vorläufige Rente festgestellt, die durch Zeitablauf

(€ 622Abso 2 Satz 1 RVG) zur Dauerrente geworden ist, so
sind für den Eintritt einer wesentlichen Änderung im Sinne

von 5 622 Abs° 1 RVO die Verhältnisse zum Vergleich heranzu—

ziehen, die der letzten Feststellung der vorläufigen Rente

‚im oben genannten Sinne zugrunde gelegen haben (BSG 27, 244 ff)o

Zu Recht wendet sich die Revision sinngemäß dagegen (vgl°

Schriftsatz So 5 Ziffo 11 und Se 12/15 Ziffo 25), daß das

LSG als für die "Feststellung der Leistung maßgebend" die Ver—
hältnisse zur Zeit des ersten Urteils des SG Itzehoe (26° Ok—

tober 1970) angesehen hato Sie greift mit ihren Ausführungen,

wenn auch nicht ausdrücklich, so doch sinngemäß insoweit die

Beweiswürdigung des LSG als fehlerhaft (% 128 Abso 1 SGG)
an,Außerdem hat sie sich in rechtlicher Hinsicht zutreffend

auf die Rechtsprechung des BSG in Band 27, 244 bezogen
(Schriftsatz vom 280 Januar 1975), mit dem Hinweis, daß von
dem Bescheid vom 25° März 1970 hätte ausgegangen werden

müssen°

Diese Rügen greifen durch, denn es ist nicht folgerichtig

und entspricht nicht dem Akteninhalt, wenn das LSG aus den

Entscheidungsgründen des Urteils vom 260 Oktober 1970

folgert, das SG habe festgestellt, die Unfallfolgen minder—

ten den Kläger auch noch am 26° Oktober 1970 um 20 VOHO
in seiner Erwerbsfähigkeito

Die Entscheidungsgründe des genannten SG—Urteils sind nicht
lückenlos in ihren Folgerungeno So heißt es zwar im 4° Absatz,

das Gericht sehe es als erwiesen an, daß der Kläger auch
noch nach dem 510 Januar 1970 in einem rentenberechtigenden

Grade in seiner Erwerbsfähigkeit gemindert gewesen sein Das
SG bezieht sich hierbei aber auf die in den Akten befind—
lichen Krankenunterlagen, insbesondere auf die Gutachten
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von Dro Kill“ ')".‘i'f3,Dro Sch?" V und Dro 1“L;;j;g;g;jjjjjund. folgt
r

.' ‚‘.-
-1

. . .

dann eindeutig den Au51uhrungen von Dr„ Ngllgw wonacn in
\

der Zeit der Rentengewährung und zur Zeit der hentenent—

ziehung die gleichen objektiven Befunde vorgelegen hät—

ten, doh° eine Änderung in den Verhältnissen nicht ein—
getreten sei, die die Entziehung der Rente rechtfertigen

könnte° Ob diese Beurteilung der Rechtslage entsprach, ist
nicht entscheidend, insbesondere nicht, ob das SG eine Ver—

urteilung zur Weiterzahlung der vorläufigen Rente nicht

hätte aussprechen dürfen,.ohne festgestellt zu haben,
daß der Kläger auch noch am 260 Oktober 1970 objektiv um

20 voH° in seiner Erwerbsfähigkeit gemindert sei° Insbe—

sondere widersPricht aber der Schluß des LSG auf So 12
des angefochtenen Urteils, das SG habe eine solche MdB

für die Zeit nach dem 51() Januar 1970 und auch für den

260 Oktober 1970 festgestellt, den vom SG zur Begründung

seiner Entscheidung verwerteten Beweismitteln° Dr° Ktjgf;

hatte in seinem Gutachten Vom 240 Januar 1970 schon ab

25° November 1969 nur noch eine MdB um 10 VCHo angenommen

und Dr° Mu:tx.im Termin vom 260 Oktober 1970 ausgeführt,

er halte eine Bewertung der MdB mit 20 v°Ho auch schon

seit dem 25° August 1969 für zu hoch, sehe aber keine Än—

derung in der Zeit vom 25° August bis 240 November 1969,

he MdB geschätzt hattef
Feststellungen über den Grad der

MdE für die Zeit nach dem 51° Januar 1970 bzwo 24° Novem—

ber 1969 hatte das SG sonach überhaupt nicht getroffen und
auch insoweit keine Beweise erhobene Dem steht auch nicht

die Formulierung des Beweisbeschlusses des SG vom 20 Okto—

ber 197 für die mündliche Verhandlung vom 260 Oktober

1970 entgegen, denn Dr, Méjgjyhatte sich darauf nur im we—

sentlichen — außer der Krankheitsgeschichte
— in dem oben

genannten Sinne geäußert° Wenn das LSG daher meint, das SG

habe die Bewertung der MdB bis zum 510 Januar 1970 für

objektiv richtig gehalten und auch noch für den 260 Okto—

ber 1970 dieselbe MdB für gerechtfertigt gehalten, weil

keine Änderung eingetreten sei, so ergibt sich nach Auf—
fassung des Senats sowohl aus den Entscheidungsgründen
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als auch aus der Beweisführung des SG gerade das Gegenteil°

Das Beweisergebnis hatte sich dem SG so dargestellt, daß

kein Gutachter über den 240 November 4969 hinaus eine ren—

tenberechtigende MdB angenommen, die Beklagte dem Kläger

aber dennoch die Rente bis zum 54° Januar 4970 gewährt hatte,

so daß das SG — zu Recht oder zu Unrecht — gefolgert hatte,

die Beklagte sei zur Weitergewährung der Rente verpflich—

tet, weil keine wesentliche Änderung nach dem Endzeitpunkt

(den das SG als Entziehung bezeichnet) eingetreten seio
„

Da somit das Urteil des SG Itzehoezvom„26;„Oktober_■970.keine

"Feststellung der Leistung" im Sinne von 5 622 Abs° 1 BVG
enthält, können die ihm zugrunde liegenden tatsächlichen

Verhältni$se nicht zum Vergleich für den Eintritt einer wesent-

lichen Änderung im Zeitpunkt der Entziehung der Dauerrente

(Ablauf des Monats Mai 4972} herangezogen werden° Maßgebend

ist vielmehr der Bescheid vom 250 März ’l9'70°

‘Inwieweit der angefochtene Bescheid vom 280 Januar 1972 aus
anderen Gründen gerechtfertigt ist, etwa weil gegenüber den

den Bescheid vom 250 März 4970, der eine "Übergangs- und
3ehonrente“ bewilligte, zugrunde liegenden Verhältnisse eine

wesentliche Änderung eingetreten ist, konnte der Senat
.

nicht entscheiden‚ weil das LSG insoweit keine Feststellun—

g.n getroffen hato Diese wird es bei der erneuten Verhand—

lung und Entscheidung nachzuholen habeno

_ qq _
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Ob in dem erst am 100 Dezember 1974 eingegangenen

Schriftsatz der Beklagten eine hinreichend substantiierto
Rüge der Verletzung des 5 405 SGG rechtzeitig erhoben

worden ist, konnte unter den gegebenen Umständen dahin—

gestellt bleiben°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden
Urteil vorbehalteno
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